
Protokoll zu nehmen. Diese Verkennung findet ihren 
sinnfälligsten Ausdruck in der mehrfachen Bezeich­
nung des Funktionärs der Rechtsantragstelle als eines 
„Sachwalters“ der Partei, deren Antrag er proto­
kolliert hat.

Heute, nachdem die freiwillige Gerichtsbarkeit mit 
ihren für die Rechtsprechung oft wesensfremden Auf­
gaben anderen staatlichen Organen übertragen wor­
den ist, ist weniger denn je davon die Rede, daß das 
Gericht — und mit ihm seine Geschäftsstellen als ge­
richtsverfassungsmäßig festgelegte Hilfsorgane der Ge­
richte zur Durchführung bestimmter staatlicher Auf­
gaben im Zusammenhang mit der Rechtsprechung — 
Sachwalter einer Partei sein kann. Es ist im Gegen­
teil gerade das Kennzeichen dieses staatlichen Organs 
— ebenso wie der Staatsanwaltschaft —, daß es dazu 
bestimmt ist, ausschließlich im Interesse des Staates 
tätig werdend für die Durchführung und Einhaltung 
der Gesetze durch die Bürger zu sorgen: „Gericht wie 
Staatsanwaltschaft sind die Organe des Staates, deren 
a u s s c h l i e ß l i c h e  Aufgabe die Durchsetzung der 
Gesetzlichkeit ist“ (Benjamin, Bemerkungen zu der 
Lehre von der Gerichtsverfassung, Staat und Recht 
1953, H e f t  1, S. 26). Mit dieser Funktion aber ver­
trägt sich rein begrifflich nicht die Auffassung, daß 
ein Gerichtsorgan bei seiner gesetzlich vorgesehenen 
Tätigkeit Sachwalter einer von zwei Parteien sein 
könne. Wirkt sich diese Tätigkeit im Ergebnis zu­
gunsten einer Partei aus, so nicht deshalb, weil das 
Gericht deren Sachwalter ist, sondern weil das Gesetz 
auf ihrer Seite ist; und soweit man überhaupt von 
einer Interessenwahrung durch das Gericht im Ver­
hältnis zu den Bürgern sprechen kann, so nur in dem 
Sinne) daß das Gericht, indem es dem Gesetz zum 
Siege verhilft, s t e t s  die Interessen b e i d e r  Par­
teien oder des Angeklagten in deren Eigenschaft als 
Mitglieder der demokratichen Gesellschaft wahrnimmt.

Alles dies gilt auch für die Tätigkeit der Rechts­
antragstelle. Gerade um die Durchsetzung der Gesetz­
lichkeit nicht an äußeren Hindernissen — Schreibun- 
gewandtheit des Rechtsuchenden — scheitern zu lassen, 
stellt der Staat dieses Hilfsorgan des Gerichts zur 
Verfügung, dessen Aufgabe es ist, das, was der Recht­
suchende dem Gericht unterbreiten will, in geeigneter 
Form zu Papier zu bringen und ihm dabei, soweit es 
sich als notwendig erweist, um den Antrag den ge­
setzlichen Erfordernissen anzupassen, das Gesetz zu 
erklären. Gegebenenfalls wird die Rechtsantragstelle 
den Antragsteller auch darauf hinzuweisen haben, daß 
der Antrag nach Lage des Gesetzes nicht begründet 
ist, und ihm zur Vermeidung von unnötigen Kosten 
davon abzuraten haben. Aber damit wird sie ebenso­
wenig zum Sachwalter des Antragstellers wie der­
jenige Justizfunktionär, der in der Rechtsauskunfts­
stelle in gleicher Weise verfährt. Übrigens war es, 
um noch einmal auf die freiwillige Gerichtsbarkeit 
Bezug zu nehmen, gerade in dieser, bei der der Ge­
danke der „Sachwaltung“ nicht ganz so abwegig ge­
wesen wäre, gang und gäbe, insbesondere bei kleineren 
Gerichten, daß ein Beteiligter etwa zum Vormund­
schaftsrichter kam und dieser seinen Antrag zu Proto­
koll nahm, ohne daß selbst dort irgend jemand, ein­
schließlich der Beteiligten mit entgegengesetzten In­
teressen, auf die Idee gekommen wäre, daß der Richter 
deshalb nun befangen sei und über den von ihm auf­
genommenen Antrag nicht entscheiden könne. Es ist 
nicht zu verstehen, wie das BG zu einer so niedrigen 
Meinung von unseren Richtern kommt, daß es glaubt, 
der Richter, der die Klage aufgenommen hat, könne, 
„so sehr er sich auch bemühen mag, nicht mehr die 
volle Objektivität besitzen“.

Mit vollem Recht hat der abgelehnte Richter darauf 
verwiesen, daß selbst die Tätigkeit des Richters in der 
Rechtsauskunftsstelle keinen Grund zur Ablehnung 
dieses Richters darstellt für den Fall, daß er später 
über dieselbe Sache, über die er Auskunft erteilt hat, 
entscheiden muß. Wenn der Senat hiergegen meint, 
daß die Rechtsantrag stelle weniger „objektiv“ zu ar­
beiten brauche als die Rechtsauskunftsstelle, so ist das 
eine völlig willkürliche Annahme. Eher könnte von 
dem Gegenteil gesprochen werden. Die für die 
Tätigkeit der Rechtsauskunftsstelle maßgebliche RV 
Nr. 107/52 des Ministeriums der Justiz unterscheidet 
die Rechtsauskunftsstelle von der Rechtsantragstelle

gerade dadurch, daß die erste Auskünfte erteilt, während 
die zweite Erklärungen zu Protokoll nimmt. Die Aus­
kunftserteilung, bei der man allenfalls davon sprechen 
könnte, daß sich der Richter bereits in gewissem Um­
fange festlegt — obwohl das in Wirklichkeit ebenfalls 
nicht geschehen soll —, gehört also gerade nicht zu 
den typischen Aufgaben der Rechtsantragstelle, und 
wenn von einem dieser beiden Institute gesagt werden 
kann, daß es mit seiner Tätigkeit „auch in den Augen 
des Fragestellers noch keine endgültige Stellung be­
zieht“, dann ist es gerade die Rechtsantragstelle. Es 
kann also nicht die Rede davon sein, daß diese in dem 
Sinne, den der Senat offenbar im Auge hat, „auf die 
Interessen, einigermaßen auch auf die Wünsche des 
Klägers Rücksicht nehmen“ müsse. In Wirklichkeit 
hat sie natürlich nichts anderes zu tun als alle vom 
Antragsteller vorgetragenen und irgendwie rechts­
erheblichen Tatsachen aufzunehmen, mögen sie ihm 
günstig oder ungünstig sein; sie würde ihre Pflicht 
verletzen, wenn sie nicht schon in diesem Stadium 
der Sache die Rücksichtnahme auf die später dem 
Gericht obliegende Aufgabe der vollständigen Auf­
klärung des Sachverhalts, der Ermittlung der ma­
teriellen Wahrheit zur einzigen Richtschnur ihres 
Verhaltens machen würde. Und weit entfernt da­
von, daß „es anders gar nicht sein kann und 
darf“, hat sie alles zu vermeiden, was in dem An­
tragsteller die Meinung hervorrufen könnte, sie sei 
der „Sachwalter seiner berechtigten Interessen“. Bei 
aller Höflichkeit und Bereitwilligkeit, wie wir sie 
von jedem Staatsfunktionär gegenüber jedem Bürger 
verlangen: die Protokollierung der Klage nach § 496 
Abs. 2 ZPO ist bereits eine Prozeßhandlung, bei der 
die Geschäftsstelle als staatliches Organ, als Teil des 
Rechtsprechungsapparats mitwirkt — und diese ihre 
Eigenschaft ist es, die dem Antragsteller zum Bewußt­
sein gebracht werden muß, nicht eine dem BG fälsch­
lich vorschwebende Eigenschaft als Sachwalter einer 
Partei!

Daß der Prozeßgegner den Richter, der die Klage 
der anderen Partei protokolliert hat, tatsächlich für 
befangen hält, dürfte kaum jemals Vorkommen; in 
der Regel wird hinter einem derartigen Ablehnungs­
gesuch die Absicht der Prozeßverschleppung stecken. 
Selbst aber da, wo die Besorgnis der Befangenheit 
echt ist, ist sie kein die Ablehnung rechtfertigender 
Grund. Denn der vorgebrachte Grund muß g e e i g n e t  
sein, „Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit des Rich­
ters zu rechtfertigen“ (§ 42 Abs. 2 ZPO) — und das be­
deutet, daß der Wertung ein o b j e k t i v e r  Maßstab 
zugrunde zu legen ist, wie ich ausführlich in NJ 1952
S. 589 dargelegt habe. Nach allem Gesagten kann 
aber nicht die Rede davon sein, daß ein objektiv 
urteilender Mensch einen Richter für befangen hält, 
weil dieser in der gesetzlich vorgeschriebenen Weise 
die Klage des Gegners zu Protokoll genommen hat.

Daß der Richter selbst einen Antrag zu Protokoll 
nimmt, ist zwar im Gesetz nicht ausdrücklich vorge­
sehen, aber auch nicht untersagt; es muß — genau 
so, wie der Richter auch in der Verhandlung selbst 
die Protokollierung an sich ziehen kann (§ 163 Abs. 3 
ZPO) — für zulässig gehalten werden. In dem im 
Beschluß wiedergegebenen Verhalten des Richters ist 
nach allem nichts zu finden, was die Entscheidung 
des BG rechtfertigen könnte.

Eine andere Frage ist, ob es — bei aller Anerkennung 
für das Bestreben des Richters im vorliegenden Falle, 
im Interesse der rechtsuchenden Bevölkerung und in 
unbürokratischer Weise bei der überlasteten Geschäfts­
stelle einzuspringen — zweckmäßig ist, wenn ein Rich­
ter eine normalerweise für ihn nicht vorgesehene Zu­
ständigkeit übernimmt. Das wird in der Regel zu ver­
neinen sein, da sich hieraus alle möglichen, nicht vor­
hersehbaren Verwicklungen ergeben können, wie es 
ja auch im vorliegenden Falle zu einer Verzögerung 
des Prozesses geführt hat, die bereits durch das Ab­
lehnungsgesuch entstand, gleichgültig, wie darauf ent­
schieden wurde. Lediglich in diesem Sinne, also als 
eine Zweckmäßigkeitsmaßnahme, dürfte der in den 
„Verfügungen und Mitteilungen“ erscheinende Hin­
weis des Justizministeriums vom 22. Oktober 1953, durch 
den bei Kreisgerichten Type I die Aufnahme von Kla­
gen in der Rechtsantragstelle dem Sekretär Vorbe­
halten wird, aufzufassen sein.
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